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Rechtssatz 

Dem Gerichtshof der Europäischen Union werden gemäß Art. 267 AEUV folgende Fragen zur 
Vorabentscheidung vorgelegt: 

     1) Hat das nationale Gericht in einem Strafverfahren, das zum Schutze einer Monopolregelung geführt 
wird, die von ihm anzuwendende Strafsanktionsnorm im Lichte der Dienstleistungsfreiheit zu prüfen, 
wenn es bereits zuvor die Monopolregelung entsprechend den Vorgaben des Europäischen Gerichtshofes 
geprüft hat und diese Prüfung ergeben hat, dass die Monopolregelung gerechtfertigt ist? 

     2) Für den Fall der Bejahung der ersten Frage: 

     2a) Ist Art. 56 AEUV dahingehend auszulegen, dass er einer nationalen Norm entgegensteht, welche 
für das unternehmerische Zugänglichmachen verbotener Ausspielungen nach dem Glücksspielgesetz 
zwingend die Verhängung einer Geldstrafe pro Glücksspielautomat ohne absolute Höchstgrenze der 
Gesamtsumme der verhängten Geldstrafen vorsieht? 

     2b) Ist Art. 56 AEUV dahingehend auszulegen, dass er einer nationalen Norm entgegensteht, welche 
für das unternehmerische Zugänglichmachen verbotener Ausspielungen nach dem Glücksspielgesetz die 
Verhängung einer Mindeststrafe in der Höhe von EUR 3.000,-- pro Glücksspielautomat zwingend 
vorsieht? 

     2c) Ist Art. 56 AEUV dahingehend auszulegen, dass er einer nationalen Norm entgegensteht, welche 
für das unternehmerische Zugänglichmachen verbotener Ausspielungen nach dem Glücksspielgesetz die 
Verhängung einer Ersatzfreiheitsstrafe pro Glücksspielautomat ohne absolute Höchstgrenze der 
Gesamtsumme der verhängten Ersatzfreiheitsstrafen vorsieht? 

     2d) Ist Art. 56 AEUV dahingehend auszulegen, dass er einer nationalen Norm entgegensteht, welche 
im Fall der Bestrafung wegen des unternehmerischen Zugänglichmachens verbotener Ausspielungen nach 
dem Glücksspielgesetz die Vorschreibung eines Beitrages zu den Kosten des Strafverfahrens in der Höhe 
von 10% der verhängten Geldstrafen vorsieht? 

     3) Für den Fall der Verneinung der ersten Frage: 

     3a) Ist Art. 49 Abs. 3 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (GRC) dahingehend 
auszulegen, dass er einer nationalen Norm entgegensteht, welche für das unternehmerische 
Zugänglichmachen verbotener Ausspielungen nach dem Glücksspielgesetz zwingend die Verhängung 
einer Geldstrafe pro Glücksspielautomat ohne absolute Höchstgrenze der Gesamtsumme der verhängten 
Geldstrafen vorsieht? 

     3b) Ist Art. 49 Abs. 3 GRC dahingehend auszulegen, dass er einer nationalen Norm entgegensteht, 
welche für das unternehmerische Zugänglichmachen verbotener Ausspielungen nach dem 
Glücksspielgesetz die Verhängung einer Mindeststrafe in der Höhe von EUR 3.000,-- pro 
Glücksspielautomat zwingend vorsieht? 

     3c) Ist Art. 49 Abs. 3 GRC dahingehend auszulegen, dass er einer nationalen Norm entgegensteht, 
welche für das unternehmerische Zugänglichmachen verbotener Ausspielungen nach dem 
Glücksspielgesetz die Verhängung einer Ersatzfreiheitsstrafe pro Glücksspielautomat ohne absolute 
Höchstgrenze der Gesamtsumme der verhängten Ersatzfreiheitsstrafen vorsieht? 

     3d) Ist Art. 49 Abs. 3 GRC dahingehend auszulegen, dass er einer nationalen Norm entgegensteht, 
welche im Fall der Bestrafung wegen des unternehmerischen Zugänglichmachens verbotener 
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Ausspielungen nach dem Glücksspielgesetz die Vorschreibung eines Beitrages zu den Kosten des 
Strafverfahrens in der Höhe von 10% der verhängten Geldstrafen vorsieht? 
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